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Ausschreibungs- und Vergabeordnung für das Amt Mitteldithmarschen (A VO) 

Unter Bezug auf§ 14 Mittelstandsfcirdemngs- und Vergabegesetz vom 17.09.2003 (GVOBI. Schl.-H. 
2003, S. 432), geändert durch Gesetz vom20.07.2007 (GVOBI. 2007, S. 364) und der Landesverord­
nung über die Vergabe öffentlicher Aufträge - Schleswig-Holsteinische Vergabeverordnung- vom 
03.11.2005 (GVOBl Schl.-H. 2005, S. 525) zuletzt geändert durch LVO v. 15.12.2010 (GVOB!. Schl.­
H. 2010 S. 777) wird folgende Ausscln·eibungs- und Vergabeordnung als Dienstanweisung erlassen. 

§ 1 - Geltungsbereich 
(1) Diese Dienstanweisung gilt ftir alle Lieferungen und Leistungen einschließlich Bauleistungen 

des Amtes sowie ftir Eigenbetriebe und juristische Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts im Silme des § 14 Abs. 2 Nr. 2 Mittelstandsförderungs- und Vergabegesetz, an denen 
das Amt beteiligt ist. Sie gilt entsprechend ftir das Ausscln·eibungs- und Vergabewesen der 
Gemeinden des Amtes sowie der Schulverbände, sofern und sobald die Gemeindevertretung 
bzw. Schulverbandsversanunlung einen Anwendungsbeschluss gefasst hat (siehe§ 11) und 
keine eigene Ausschreibungs- um! Vergabeordnung erlassen hat. 

(2) Maßgebend sind insbesondere 
1. ftir alle Bauleistungen die Verdingungsordnung für Bauleistungen (V OB) Teil A, B und C 

in der durch Anwendungserlass näher bezeichneten Fassung, 
2. für freiberufliche Leistungen, deren Gegenstand eine Aufgabe ist, deren Lösung vorab 

nicht eindeutig und erschöpfend bescln·ieben werden kann, die Verdingungsordnung für 
freiberufliche Leistungen (VOF) in der jeweils gültigen Fassung, soweit der geschätzte 
Auftragswert den nach EG-Recht maßgeblichen Schwellenwelt erreicht oder übersteigt 01 

3. ftir alle anderen Lieferungen und Leistungen, die nicht unter die VOB oder die VOF fallen, 
die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) Teil A undBin der durch Anwendungser­
lass näher bezeicln1eten Fassung. 

4. die Schleswig-Holsteinische Vergabeordnung (SHVgVO) in iln·er jeweils gültigen Fas­
sung, 

5. das Gesetz zur Förderung des Mittelstandes (MFG). 

§ 2 - Ausschreibungsarten 
(1) Die Alt der Aussclu·eibung richtet sich nach den in den§§ 3 VOBNOL Teil A und den in§ 3 

dieser Dienstanweisung festgelegten We1tgrenzen. 
(2) Der Absclnlitt 2 der VOBNOL ist anzuwenden, wenn die in § 2 der Bundesverordnung über 

die Vergabe öffentlicher Aufträge festgelegten Schwellenwerte erreicht oder überschritten 
werden. (I) 

§ 3 -Vergabe aufgrundFreihändiger und Beschränkter Ausschreibung 
(1) Bis zu folgenden Weltgrenzen können die Aufträge freihändig bzw. nach besclu·änkter Aus­

scln·eibung vergeben werden, sofern die SHVgVO keine anderen Weltgrenzen vorsieht. Dies 
gilt gleichermaßen für damit verbundene Vorschriften, z. B. über die Veröffentlichungen. Bei 
der Schätzung des Auftragswertes für die nachstehenden Tabellenweite ist von der geschätz­
ten Gesamtvergütung für die einzelne vorgesehene Leistung (Gewerk) olu1e Umsatzsteuer 
auszugehen· 

Alt der Lieferung oder Leistung Freihändige Vergabe bei voraus- Beschränkte Ausscln·eibung bei 
sichtlichen Kosten unterhalb von voraussichtlichen Kosten unter-

EURO halb von EURO 

Bauleistungen nach VOB olnle 30.000 100.000 
öffentlichen Teilnalnuewettbewerb 
Bauleistungen nach VOB nach 200.000 
öffentlichem Teilnalm1ewettbe-
werb 
Sonstige Leistungen und Liefe- 25.000 50.000 
rungennach VOL 



(2) Werden die Wettgrenzen für die beschränkte Aussciu·eibung voraussichtlich überschritten, ist 
öffentlich auszuschreiben, soweit nicht§ 3 VOUVOB eine Freihändige Vergabe oder Be­
sclu·änk:te Ausschreibung aus anderen Gtünden zulässt. Soweit die Schwellenwette der Verga­
beverordnung des Bundes en·eicht oder überschritten werden, ist das Vergabeverfahren unter 
Beachtung dieser Vorschrift durchzuführen. 

(3) Laufende Liefemngen und Leistungen nach VOL (z. B. Brennstoff, Büromaterialien, die in 
großen Mengen verbraucht werden) sind - soweit möglich - eirunal jälu·lich gesammelt auszu­
sciu·eiben. Dienstleistungsaufträge mit melujähriger Laufzeit (z.B. Gebäudereinigungsleistun­
gen) sollen spätestens alle 5 Jahre neu vergeben werden. 

( 4) Es ist nicht zulässig, Aufträge aufzuteilen, um die vorstehenden Bestimmungen zu umgehen. 
Die Schätzung der Auftragswerte ist nach § 3 der Vergabeverordnung des Bundes vorzuneh­
men. 

(5) Bei besciu·änk:ten Ausschreibungen ist bei der Auswahl der aufzufordemden Untemeiunen da­
rauf zu achten, dass auch leistungsfahige Unternehmen, die ilu·en Sitz außerhalb des Amtsbe­
zirks haben, mit aufgefordert werden. Die Auswahl der m1fzufordernden Untemehmen trifft 
der zuständige Geschäftsbereich des Amtes in Abstimmung mit dem Amtsdirektor. 

(6) Bereits begonnene Vergabeverfalu·en werdennach dem Recht, das zum Zeitpunkt des Beginns 
des Verfahrens galt, beendet. 

§ 4 - Formlose Preisumfrage 
(1) Eine freihändige Vergabe bis zu einer Auftragssuunne in Höhe von5.000 Euro (netto) ist olme 

Preisumfrage zulässig, wenn der gebotene Wirtschaftlichkeitsnachweis z. B. durch Ver­
gleichsangebote, vergleichbare zeitnahe Aussclu-eibungen oder Marktkermtnisse aus laufender 
Erfalu·ung erbracht werden kann. Er ist auf geeignete Weise zu dokumentieren. 

(2) Wird fi·eihändig vergeben, so ist eine formlose Preisumfrage (Einholung mehrerer Angebote) 
dann vorzunelunen, wenn die Auftragssumme den Betrag von 5.000 Euro (netto) voraussicht­
lich übersteigen wird. Ab einer geschätzten Auftragssumme von 10.000 Euro (netto) sind 
schriftliche Angebote von mindestens 3 Bietern einzuholen. Das Ergebnis der Preisumfrage ist 
aktenkundig zu machen. 

§ 5 -Abweichung von den Wertgrenzen 
(I) Von den Wertgrenzen der Aussclu·eibungs- und Vergabeordnung und der sich danach richten­

den Vergabeatt darfnur imRalunen der in denjeweiligen Vergabe- und Vertragsordnungen 
genannten sachlichen Ausnalunefalle abgewichen werden. Die Gtünde für die Abweichung 
sind in einem gesondetten Vermerk konkret darzustellen. 

(2) Falls die Abweichung von der Vergabeart mit besonderer oder zwingender Dringlichkeit be­
gründet wird, darf diese von der Vergabestelle nicht selbst verursacht sein, sondern muss ftir 
den Auftraggeber durch ein unvorhersehbares Ereignis entstanden sein, wobei zwischen die­
sem Ereignis und den dringlichen bzw. zwingenden Gtünden ein Kausalzusanm1enhang beste­
hen muss. 

(3) Die Entscheidung über Abweichungen trifft der Anllsdirektor. 

§ 6- Weitere Bestimmungen für das Vergabeverfahren 
(1) Zum Wettbewerb werden nur Unternelunenmit der erforderlichen Fachkunde, Leistungsfa­

higkeit und Zuverlässigkeit zugelassen. Die zuständige Mitarbeiterin/der zuständige Mitarbei­
ter entscheidet jeweils nach pflichtgemäßem Ermessen aus den Erfordernissen des Einzelfalles 
datüber, welche Nachweise die Bewerberin/der Bewerber im Rainneu von § 8 VOB/ A bzw. § 
8 VOL/A zu erbringen haben. 
Die Eignung des Unternehmens wird bei Öffentlicher Ausschreibung im Rahmen der Ange­
botswettung nach § 16 VOLl A bzw. VOB/ A geptüft; bei Beschränkter Ausschreibung und 
Freihändiger Vergabe ist die Prüfung bereits vor Auffordemng zur Angebotsabgabe vorzu­
nelunen. 



(2) Aufträge im Wett von über 10.000 Euro sind nur an solche Unternehmen zu vergeben, die 
scln·iftliche Erklämngen des Inhaltes gemäß Anlage "Eigenerklämng und Verpflichtung" die­
ser Ausschreibungs- und Vergabeordnung abgeben. 

(3) Alle Erklämngspflichten gelten bei beabsichtigter Beauftragung von Nachunternehmen (Sub­
unternehmen) auch für diese. Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von Leistungen 
an Nachunternehmer vertraglich zu verpflichten, 
a) bevorzugt Untemehmen der mittelständischen Wittschaft zu beteiligen, soweit es mit der 

vertragsgemäßen AusfülU'ung des Auftrages zu vereinbaren ist, 
b) Nachunternehmen davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auf­

trag handelt, 
c) bei der Vergabe von Bauleistungen an Nachunternehmen die allgemeinen Vettragsbedin­

gungen ftir die Ausftihrnng von Bauleistungen (VOB/B) und bei der Weitergabe von Lie­
fer- und Dienstleistungen die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausftilnung von 
Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zumachen, 

d) den Nachunternehmen insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise keine ungünstigere 
Bedingungen aufzuerlegen als zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbmt sind. 

(4) Für den Fall der Abgabe eitlerunrichtigen Erklärung nach Abs. 2 und 3 ist der Vorbehalt auf­
zunehmen, vom Vertrag zurückzutreten. 
Femer sind Untemelnnen, die derartige unrichtige Erklärungen abgeben oder mangelhafte Lie­
ferungen und Leistungen (einschließlich Bauleistungen) erbracht haben, in der Regel ftir zwei 
Jaln·e von Liefernngen und Leistungen auszuschließen. 
Für den Fall einer nachweislich aus Anlass der Vergabe getroffenen Abrede, die eine unzuläs­
sige Wettbewerbsbescln·änkung darstellt, ist - wenn kein Schaden in anderer Höhe nachgewie­
sen wird -die Zahlung von 5 v. H. der Abreclnmngssumme auszubedingen, auch ftir die Fälle, 
in denen der Vertrag gekündigt wird oder bereits erfüllt wurde. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber hat bei Aufträgen ab einer Höhe von 30.000 Euro (netto) über 
den Bieter, dem der Zuschlag etteilt werden soll, vor Auftragsetteilung eine Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister nach§ 150a der Gewerbeordnung anzufordern. 

(6) Bei bescln·änkten oder öffentlichen Ausscln·eibungen ftir Bauleistungen ist von den Bietern die 
BeifUgung einer selbst gefertigten Kopie des Angebotes einschließlich eventueller Nebenan­
gebote (Zweitausfertigung) zu verlangen. Die Zweitausfertigung ist dem Angebot gesondert 
verschlossen beizuftigen. Sie dient als Ptüfungsunterlage in Zweifelsfallen. Die Bieter sind in 
der Auffordemng zur Angebotsabgabe darauf hinzuweisen, dass das Angebot sowohl bei 
Nichtabgabe der Zweitausfertigung bis zum Ablauf der Angebotsfrist als auch bei Abwei­
chungen zur Erstausfettigung von der Wertung auszuschließen ist. 

§ 7 - Durchführung des V crgabeverfahrcns 
(1) Für die Ausschreibungen nach der VOB sind die einheitlichen Verdingungsmuster (EVM) aus 

dem Vergabehandbuch des Bundes (VI-IB) zu verwenden. Der Leitfaden für Auftragsvergaben 
des l<t-eises Pitmeberg findet auf Ausschreibungen nach der VOL Anwendung. 

(2) Federfüln·end ftir die DurchftilU'Ung des Vergabeverfahrens ist der Fachdienst Bauen. Dieser 
wird ggf. durch die sachlich zuständigen Fachdienste unterstützt. 

(3) Die eingehenden Angebote sind bei Bescln·änkter oder Öffentlicher Ausschreibung auf dem 
geschlossenen Umschlag mit Eingangsstempel und einer laufenden Nummer zu versehen und 
sodann vom Fachdienst Bauen unter Verschluss zu venvahren. Sie sind den mit der Angebots­
eröffnung beauftragten Beschäftigtenjeweils unmittelbar vor dem Eröffimngstermitt auszu­
händigen. Über die Angebotseröffnung ist eine Niederscin·ift zu fertigen und von zwei Be­
schäftigten zu unterzeiclmen. Einer dieser Beschäftigten soll in einem Fachdienst beschäftigt 
sein, der mit der Vorbereitung, Ptüfung und Wettnng der Angebotsunterlagen nicht befasst ist. 
Dieser muss bei der Angebotseröffnung zugegen gewesen sein. 

( 4) Verschlossene Zweitausfetiigungen von Angeboten nach § 6 Abs. 7 sind der Fachdienstleite­
rin oder dem Fachdienstleiter des Fachdienstes Bauen zur Verwalnung unter Verschluss zu 
übergeben. 

(5) Zuständig für die Venvahrnng und Öffnung der Angebote ist der Fachdienst Bauen. Dieser 
fertigt einen Vergabevorschlag und bereitet die Zuschlagsetteilung vor. 



( 

( 6) a. Bei dem Eröffnungstermin ftir die Vergabe von Bauleistungen dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten zugegen sein. 

b. Die Öffnung der Angebote ftir Ausscln·eibungen nach der VOL ist nichtöffentlich ab 
zuhalten. 

§ 8 - Zentrale Vergabestelle 
(I) Die Zentrale Vergabestelle ist beim Geschäftsbereich Bauen und Wirtschaftsforderung einge­

richtet. Leiter/in ist die/der Fachdienstleiterlin Bauen und Wirtschaftsfcirderung. 
Sie ist gemeinsam mit den Fachämtern ftir alle öffentlichen und bescln·änkten Ausschreibun­
gen sowie ftir alle offenen und nichtoffenen Verfaln·en nach VOLl A und VOB/ A und für dar­
aus resultierende Nachtragsaufträge zuständig. Sie ist außerdem zuständig für die Durchfüh­
mng von Teilnahmewettbewerben für beschränkte Ausschreibungen und Verhandlungs­
verfaln·en nach VOLl A, VOB/ A und VOF, bei Verhandlungsverfahren aber nur für die Veröf­
fentlichung des Teilnalnnewettbewerbs, Entgegennahme und der dazugehörigen formalen Piü­
fung der Anträge aufTeilnalnne. Das anschließende Verhandlungsverfahren mit Piüfung, 
Weitung der Angebote sowie deren Dokumentation fallt in den Aufgabenbereich der Fachäm­
ter (siehe Abs. 3). 
Sie ist grundsätzlich nicht zuständig für Freihändige Vergaben und Verhandlungsverfahren, 
mit Ansnahme der Znstimmung zur Entscheidung über die Vergabeart im Anwendungsbe­
reich der VOLIA und VOB/A. § 3 Abs. I ist zu beachten. 

(2) Die Zentrale Vergabestelle ist zuständig für folgende Aufgaben: 
1. Zustimmung zur Entscheidung über die Vergabeart (siehe§ 3 Abs. 1) 
2. die VervieWiltigung, den Versand, den Verkauf, die Öffnung bzw. die Eröffnung aller 

Ausscln·eibungsunterlagen, 
3. die Veröffentlichung von Teilnahmewettbewerben für bescln·änkte Ausschreibungen und 

Verhandlungsverfahren nach VOLIA, VOB/A und VOF, die Annahme der Anträge auf 
Teilnahme und deren formale Piüfung, 

4. die fonnale und rechnerische Piüfung der Angebote, die ilmerhalb von 5 Arbeitstagen ab-
geschlossen sein sollte, 

5. Schriftwechselmit der Vergabepiüfstelle und der Vergabekannner. 
Sie wirkt mit: 
I. bei der Entscheidung über die Auftragsvergabe (siehe§ 9) bzw. Mitzeichnung von Auf­

trägen, 
2. bei der Aufbebung von Ausscln·eibungen und 
3. beim Ausschluss von Unternehmen von der Vergabe von Aufträgen der Fachämter. Weim 

ein Tatbestand vorliegt, der den Ausschluss eines Unternehmens rechtfeitigt, bereitet die 
Zentrale Vergabestelle die Vorlage vor, 

4. bei der Abfassung des Vergabevermerkes. 
(3) Das Fachamt überninml! folgende Aufgaben: 

1. die flühzeitige Vereinbamng des Submissions- und Zuschlagtermins Init der Zentralen 
Vergabestelle, 

2. das Erstellen der Ausschreibungsunterlagen, 
3. die whtschaftliche und technische Piüfung der Angebote, sowie die fachliche Piüfung von 

Teilnahmeanträgen bei Teilnalnnewettbewerben, 
4. das Verhandlungsverfahren (nach VOLl A, VOB/ A und VOF) mit anschließender Prüfung 

und Weitung der Angebote sowie deren Dokumentation, 
5. die Fertigung des Vergabevermerks für denjeweiligen Piüfvorgang, 
6. die Beteiligung des Gemeindepiüfungsamtes, die Beteiligung der/des Amtsdirekto-

rinl Amtsdirektors, der Bürgenneister/innen, der Finanzausschüsse sowie der Hauptaus­
schüsse, der Gemeindeveitretungen und des An1tsausschusses, 

7. die Information der Bieter über nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote, 
8. den Abschluss des Veitrages (unter Beiücksichtigung des Absatzes 4). 

( 4) Alle Aufträge aufgrund von Ausscln·eibungen und daraus resultierende Nachtragsaufträge über 
25.000 € unterzeichnen das Fachamt und die Zentrale Vergabestelle gemeinsam. 



Bei Rahmen- und Zeitverträgen wird der Urspmngsauftrag mitgezeichnet, daraus resultierende 
Einzelaufträge müssen nicht von der Zentralen Vergabestelle mitgezeichnet werden. 
Weicht der Vorschlag des Fachamtes von dem der Zentralen Vergabestelle ab, ist auch bei 
Aufträgen unter 25.000 € (netto) eine Mitzeiclnmng durch die Zentrale Vergabestelle erforder­
lich. 

(5) Die Zentrale Vergabestelle erhält von allen Aufträgen über 5.000 € (netto) eine Kopie des 
Auftragsscln·eibens. 

§ 9 - Entscheidungszuständigkeiten fiir die Auftragsvergabe 
Für die Auftragsvergabe ist der Amtsdirektor im Rahmen seiner Befugnisse nach Maßgabe der Haupt­
satzung zuständig. Er kann die Befugnis auf Beschäftigte übe1tragen. 

§ 10- Form der Auftragsvergabe, Sicherheiten 
(I) Aufträge sind gmndsätzlich scln·iftlich zu e1teilen. Sind aufgmnd besonderer Umstände Auf­

träge ausnahmsweise mündlich e1teilt worden, sind sie unverzüglich scln·iftlich zu bestätigen. 
Dies gilt auch, um die grundsätzliche Anwendung der besonderen und zusätzlichen Vertrags­
bedingungen für Aufträge nach VOB entsprechend den Formblättern aus dem VHB und ftir 
Aufträge nach VOL entsprechend den Formblättern aus dem Leitfaden für Auftragsvergaben 
des Kreises Pinneberg sicherzustellen. Lediglich bei Direktvergaben (unterhalb von 500 Euro 
netto) kann auf schriftliche Aufträge verzichtet werden. 

(2) Vom Auftragnehmer ist die Stellung einer Sicherheit für Vertragserftillung in Höhe von 5 v. 
H. der Auftragssumme zu fordern. Die ftir Mängelansp1iiche zu leistende Sicherheit beträgt 3 
v. H. der Abreclnmngssumme. Unterschreitet die Auftragssmmne den in der VOB/ A genann­
ten Betrag, ist auf Sicherheitsleistung für die Ve1tragserftillung und in der Regel auf Sicher­
heitsleistung ftir die Mängelansp1üche zu verzichten. Bei beschränkter Ausschreibung sowie 
bei freihändiger Vergabe sollen Sicherheitsleistungen in der Regel nicht verlangt werden. 

§ 11 - Anwendung dieser Dienstanweisung durch amtsangehörige Gemeinden und Verbände 
Die amtsangehörigen Gemeinden sowie die Schulverbände können durch Beschluss der Gemeindever­
tretung/der Schulverbandsversammlung regeln, dass diese Dienstanweisung entsprechend bei der 
Durchftiluung ihrer Ausschreibungen und Vergaben anzuwenden ist. Dabei gelten statt der Bezeich­
nungen "Amt" und "Amtsdirektor" die Begriffe "Gemeinde" und "Bürgermeister" bzw. "Schulver­
band" und "Schul verbandsvorsteh er". 

§ 12 Veröffentlichungsregelungen 
(I) Unterneinneu sind fortlaufend auf der Hornepage des Amtes über beabsichtigte beschränkte 

Ausscln·eibungen im Sinne von § 19 Abs. 5 der VOB/ A zu informieren. 
Diese Informationen müssen folgende Angaben enthalten: 
1. Name, Anscln·ift, Telefon-, Faxnummer und E-Mailadresse des Auftraggebers, 
2. Auftragsgegenstand, 
3. Ort der Ausfülnung, 
4. Art und voraussichtlicher Umfang der Leistung, 
5. voraussichtlicher Zeitraum der Ausftiluung. 

(2) Bei der Vergabe von Bauleistungen nach öffentlicher oder besclu·änkter Ausscln·eibung ab ei­
nem Gesamtauftragswert von I 0.000 Euro oln1e Umsatzsteuer sind die Bieter, deren Angebote 
nicht berücksichtigt werden sollen, über den Namen des Bieters, dessen Angebot angenom­
men werden soll, über die G1ünde der vorgesehenen Nichtberücksichtigung iln·es Angebotes 
und über den f1ühesten Zeitpunkt des Vertragsschlusses zu informieren. Ein Vertrag darf erst 
15 Kalendertage nach Absendung der vollständigen Informationen nach Satz 1 geschlossen 
werden. Werden die Informationenper Telefax oder auf elektronischem Wege versendet, ver­
kürzt sich diese Frist auf 10 Kaiendeitage und in beg1iindeten und zu dokumentierenden Eil­
fallen aufftinfKalendertage. 



§ 13 - Inkrafttreten 
(I) Diese Dienstanweisung tritt mit Unterschrift in Kraft. 
(2) Für die amtsangehörigen Gemeinden uns Schulverbände tritt diese Dienstanweisung am Tage 

nach der Entscheidung der Gemeindevertretung bzw. der Schulverbandsversammlung über ih­
re entsprechende Anwendung in Kraft. 

Meldorf, denA':f.OA.}iJ/1] 

Themas Rieger 
-Amtsdirektor-

(I) Auf die im Amtsblatt für Schleswig-Holsteinjeweiligen Bekanntmachungen des Ministeriums für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr über die von der EU-Kommission festgesetzten Schwellen­
werte wird venviesen. 
Ab 22.03.2012 gelten: 

- für Bauaufträge: 
- für Liefer- und Dienstleistungsaufträge: 
-für Sektorenauftraggeber (Trinkwasser, Energie etc.) 

5.000.000,00 € 
200.000,00 € 
400.000,00 € 


